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Anlage zu den Teilnahmebedingungen: „Wachdienst in der Unternehmensleitung der EAM GmbH & Co. KG Kas-
sel“
© 2022 EAM GmbH & Co KG, Monteverdistraße 2, 34131 Kassel
Die Weitergabe an Dritte ohne schriftliche Genehmigung durch die EAM GmbH & Co KG ist ausdrücklich unter-
sagt.

2.1 Eigenerklärung Zuverlässigkeit/Sozialversicherung §§ 123, 124 GWB

Hinweis: Diese Erklärung ist von Einzelbewerbern bzw. allen Mitgliedern einer Bewerberge-
meinschaft auszufüllen und zu unterschreiben.

§ 123 GWB

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu je-
dem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus,
wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Ver-
halten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist,
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine
Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigun-
gen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer
Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Krimi-
nelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),

2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder
wegen der Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen der
Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis
dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise
dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine
Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs
zu begehen,

3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung
unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte),

4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straf-
tat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen
Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in
ihrem Auftrag verwaltet werden,

5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit
sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen
Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäi-
schen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Beste-
chung im geschäftlichen Verkehr),

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Beste-
chung von Mandatsträgern),

8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewäh-
rung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit §
335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internatio-
nale Bedienstete),

9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler
Bestechung (Bestechung ausländischer Abgeordneter im
Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder

10. den §§ 232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhan-
del) oder § 233a des Strafgesetzbuchs (Förderung des
Menschenhandels).

(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geld-
buße im Sinne des Absatzes 1 stehen eine Verurteilung
oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleich-
baren Vorschriften anderer Staaten gleich.

(3) Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person
ist einem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person
als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher
gehandelt hat; dazu gehört auch die Überwachung der
Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kon-
trollbefugnissen in leitender Stellung.

(4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen
zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teil-
nahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn

1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung
von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversiche-
rung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechts-
kräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsent-
scheidung festgestellt wurde oder
2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete
Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1
nachweisen können.
Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen sei-
nen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es
die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der
Steuern, Abgaben und Beiträge zur Sozialversicherung
einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen ver-
pflichtet hat.
(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgese-
hen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen des öf-
fentlichen Interesses geboten ist. Von einem Ausschluss
nach Absatz 4 Satz 1 kann abgesehen werden, wenn
dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interes-
ses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unver-
hältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt.

§124 GWB, Auszug

(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit ein Unter-
nehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von
der Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschließen,
wenn
(…)
2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Ver-
mögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder
ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet wor-
den ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels
Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im
Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit
eingestellt hat,

3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit
nachweislich eine schwere Verfehlung begangen hat,
durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt
wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.
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Ich erkläre / Wir erklären in Bezug auf mein/ unser Unternehmen, dass:

 keine Person, deren Verhalten dem Unternehmen i.S. von § 123 Abs. 3 GWB zuzuordnen ist, wegen

einem der in § 123 Abs. 1 Nr. 1 bis 10 GWB aufgeführten Straftatbestände oder wegen vergleich-

barer Straftatbestände anderer Staaten während der letzten zwei Jahre rechtskräftig verurteilt oder

gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten

rechtskräftig festgesetzt worden ist

 über das Vermögen des Unternehmens kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren

beantragt oder eröffnet worden ist, oder die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse

abgelehnt worden ist, (§ 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB)

 sich das Unternehmen nicht im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt
hat (§ 124 Abs. 1 Nr. 2 GWB)

 das Unternehmen der Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur

gesetzlichen Sozialversicherung stets ordnungsgemäß nachgekommen ist

(§ 123 Abs. 4 Nr. 1 GWB).

 keine nachweislich schwere Verfehlung begangen wurde, durch welche die Zuverlässigkeit des Un-

ternehmens oder einer Person, die nach § 123 Abs. 3 GWB verantwortlich ist, in Frage stellt (§ 123

Abs. 3 GWB)

Ich bin / Wir sind uns darüber bewusst, dass eine wissentlich falsche Abgabe der vorstehenden
Erklärung den Ausschluss von diesem und ggf. weiteren Aufträgen zur Folge hat. Werden diese
Umstände nach Zuschlagserteilung bekannt, besitzt der Auftraggeber ein außerordentliches
Kündigungsrecht. Mögliche Schadensersatzforderungen bleiben davon unberührt.

Firmenstempel Datum Unterschrift


